
SCHWEIZ 15Donnerstag, 18.Februar 2016 Neuö Zürcör Zäitung

Schneider-
Ammann beisst
auf Granit
Keine Mehrheit für Waffenexporte

gmü. Bern Die Fronten im Bundesrat
zur Frage einer Lockerung des fakti-
schen Moratoriums für Waffenexporte
in Länder wie Saudiarabien und Katar
bleiben verhärtet. Offiziell verlautete
am Mittwoch nach der Bundesrats-
sitzung bloss, dass diesbezüglich keine
Entscheide gefällt worden seien. Mit
anderen Worten: Auch beim zweiten
Anlauf ist der freisinnige Wirtschafts-
minister Johann Schneider-Ammann
mit seiner Beurteilung hängiger Export-
gesuche im Bundesrat offenbar auf so
breiten Widerstand gestossen, dass er
erneut über die Bücher muss.

Wie bereits vor zwei Wochen ging es
unter anderem um ein Gesuch der
Kreuzlinger Firma Mowag, die einen
Piranha-Schützenpanzer nach Katar
verkaufen möchte, wobei sie auf einen
milliardenschweren Folgeauftrag für
rund 400 Panzer hofft (NZZ 6. 2. 16).
Katar ist Teil der Militärallianz, die im
Jemen-Konflikt mit Luftangriffen und
Bodentruppen die von den schiitischen
Huthi-Milizen gestürzte Regierung un-
terstützt. Seit fast einem Jahr gilt daher
ein faktisches Moratorium für Kriegs-
materialexporte in diese Länder.

Die Rüstungslobby warnt indessen
vor demVerlust vonArbeitsplätzen und
macht Druck auf den Bundesrat, damit
dieser die restriktive Bewilligungspraxis
lockert (NZZ 16. 2. 16). Laut verläss-
lichen Quellen ist sich der Bundesrat je-
doch uneins, ob dies in den vorliegenden
Fällen möglich ist, ohne damit die
Kriegsmaterialverordnung zu verletzen.

Linke Kreise wollen hingegen die
Praxis weiter verschärfen und dasMora-
torium auf militärische Güter auswei-
ten, die nicht unter die Kriegsmaterial-
verordnung fallen; eine entsprechende
Motion will der grüne Nationalrat Bal-
thasar Glättli demnächst einreichen.

Fall Behring
kommt endlich
vor Gericht
Keine Rückweisung der Anklage

-yr. Am 30. Mai beginnt am Bundes-
strafgericht in Bellinzona die Hauptver-
handlung gegen den einstmals als Bör-
senguru gefeierten Dieter Behring. Das
Gericht hat den Antrag von Behrings
privatem Verteidiger auf Rückweisung
der Strafsache an die Bundesanwalt-
schaft abgewiesen, wie es in einer am
Mittwoch verbreiteten Verfügung
heisst. Mit Unterbrüchen soll die Ver-
handlung bis 1. Juli dauern, die Eröff-
nung des Urteils ist provisorisch für
30. September eingeplant.

In der Verfügung nimmt das Bundes-
strafgericht zu diversen Anträgen Stel-
lung, die von den Parteivertretern einge-
reicht worden sind. Insbesondere ver-
langte Behring die Ersetzung seines
Offizialverteidigers (Roger Lerf) durch
seinen privat beigezogenen Verteidiger
(Bruno Steiner). Behring hatte in sei-
nem Antrag geltend gemacht, er werde
von Rechtsanwalt Lerf nicht hinrei-
chend verteidigt. Diese Frage könne an
der Hauptverhandlung entschieden
werden, befand das Bundesstrafgericht.
Auch sonst seien keine zwingenden
Gründe ersichtlich, den Fall an die Bun-
desanwaltschaft zurückzuweisen.

Damit kommt der Fall Behring end-
lich vor Gericht, mehr als elfeinhalb
Jahre nach der Eröffnung des Strafver-
fahrens im Oktober 2004. Dem 61-jähri-
gen Basler wird vorgeworfen, zwischen
1998 und 2004 rund 2000 Anleger mit
einer Art Schneeballsystem um insge-
samt rund 820 Millionen Franken ge-
prellt zu haben. Die Anklage lautet auf
gewerbsmässigen Betrug und qualifi-
zierte Geldwäscherei. Den Strafantrag
will die Bundesanwaltschaft an der
Hauptverhandlung stellen. Vor Gericht
soll auch Bundesanwalt Michael Lauber
befragt werden.

Ein unheimlicher Verdacht
Die PLO-Affäre könnte einmal mehr zeigen, wie unproduktiv hierzulande über Geschichte debattiert wird

Das allfällige Geheimabkommen
der Schweiz mit palästinensischen
Terroristen hat viel Wirbel
verursacht. Vorschnelle Kritik
an der These, dass es einen
solchen Deal gab, dürfte aber
der Wahrheitsfindung wenig
förderlich sein.

MARC TRIBELHORN

Welch turbulenter Jahresanfang. Nach
Monaten, in denen Altbekanntes von
Morgarten bis Marignano weitgehend
ohne Erkenntnisgewinn durchdekliniert
wurde, ist die Schweiz mit einem histori-
schen Erbe konfrontiert, das alle Ingre-
dienzen eines Agententhrillers aus dem
Kalten Krieg enthält: internationaler
Terrorismus, ein machtbewusster Bun-
desrat auf klandestiner Mission, ein ge-
heimer Deal mit den Palästinensern, un-
gesühnter Mord in 47 Fällen. Der NZZ-
Journalist Marcel Gyr hat mit seinem
Buch «Schweizer Terrorjahre» kräftig
Staub aufgewirbelt.

Seine These: Um die Schweiz in den
1970er Jahren vor weiteren palästinensi-
schen Anschlägen zu bewahren, habe
derwelsche SP-Bundesrat PierreGraber
mit den Terroristen eine Vereinbarung
getroffen – notabene ohne seine Regie-
rungskollegen einzuweihen. Als Gegen-
geschäft für die künftige Unversehrtheit
des Landes sei der PLO eine offizielle
diplomatische Vertretung in Genf ge-
nehmigt worden. Im Raum steht zudem
– horribile dictu – der Verdacht, dass
auch die behördliche Passivität im Straf-
verfahren zum Flugzeugabsturz in Wü-
renlingen, bei dem alle 47 Insassen ihr
Leben verloren, Teil des Abkommens
gewesen sei. So weit, so spektakulär.

Der Bundesrat reagierte nach Er-
scheinen des Buches sofort und setzte
eine interdepartementale Arbeitsgrup-
pe ein, die den Vorwürfen nachgehen
soll. In Stellung gebracht haben sich
mittlerweile aber auch vehemente Kriti-
ker von Gyrs Geschichte.

«Wenig plausibel»

Der Historiker Sacha Zala hat sich als
Direktor der «Diplomatischen Doku-
mente der Schweiz», dieser kompeten-
ten Quellenedition zur schweizerischen
Aussenpolitik, durch Tausende von amt-
lichen Akten aus dem Bundesarchiv ge-
lesen. Er sagt: «Herrn Gyr gebührt das
grosse Verdienst, eine wichtige histori-
sche Debatte lanciert zu haben, doch
seine Thesen halte ich für wenig plausi-
bel.» Bundesrat Graber sei erst einige
Monate im Amt gewesen, also sicher
nicht so dreist, auf eigene Faust ein Ab-
kommen mit Terroristen zu auszuhan-
deln. Ohnehin sei er nicht befugt ge-
wesen, im Alleingang derartige Zuge-
ständnisse zumachen. ZalasHauptargu-
ment ist jedoch ein anderes: «In den uns
zugänglichen Akten haben wir schlicht
keine Hinweise darauf gefunden. Kon-
spirative Vorgänge von solcher Trag-
weite hinterlassen in einer komplexen
Verwaltung immer Spuren.» Entweder
habe es also keinen geheimen Deal ge-
geben – oder er habe kaum eine Wir-
kung entfaltet.

Der gleiche quellenkritische Ein-
wand kommt von Aviva Guttmann, die
kurz vor der Publikation von Gyrs bri-
santem Buch eine geschichtswissen-
schaftliche Dissertation über die schwei-
zerische Anti-Terror-Politik der 1970er
Jahre eingereicht hat. In diversen Me-
dien hat sie sich inzwischen zu Wort ge-
meldet, weil sie «den Deal aufgrund des
historischen Kontextes für wenig wahr-
scheinlich» hält. Bundesrat Graber habe
sich stets gegen ein Abkommen mit den
Palästinensern ausgesprochen, zudem
hätten die Gründung eines PLO-Büros
in Genf und die Einstellung des Würen-
lingen-Strafverfahrens auch «unzählige
andere Gründe» haben können. «Die
Kernthesen und die historische Kausali-
tät sollten mit eindeutigen Quellen be-
legt sein», findet deshalb Guttmann.

Tatsächlich räumt Gyr bereits im
Buch explizit ein, dass er keinen eindeu-

tigen schriftlichen Beleg gefunden habe.
Er verweist auf eine Reihe von Indizien
in den Akten, die in ihrer Gesamtheit
aber ein «klares Bild» ergäben. Unter-
stützung erhält er von Jonathan Kreut-
ner, der 2013 eine Dissertation über das
Verhältnis der Schweiz zu Israel im Kal-
ten Krieg publizierte und heute als
Generalsekretär des Schweizerischen
Israelitischen Gemeindebundes amtet.
Er sei bei seinen Recherchen auch auf
Indizien gestossen, dass es Druckver-
suche auf die Schweiz gegeben haben
könnte und es zu Drohungen gekom-
men sei, auf welche die Behörden hilflos
reagiert hätten. Die Zusammenhänge
habe er aber nicht erkannt. «Erst bei der
Lektüre von ‹Schweizer Terrorjahre› fiel
es mir wie Schuppen von den Augen»,
sagt Kreutner.

Was zudem nicht vergessen werden
darf: In der zeitgeschichtlichen For-
schung spielen neben schriftlichen auch
mündliche Quellen eine Rolle. NZZ-
Reporter Gyr stützt sich in seiner Argu-
mentation denn auch auf einige Kron-
zeugen, die er aufgespürt hat – auf Jean
Ziegler, der Bundesrat Graber die Kon-
takte zu den Palästinensern vermittelt
haben will, auf Farouk Kaddoumi, die
frühere Nummer zwei der PLO, der bei
den entsprechenden Verhandlungen in
Genf dabei gewesen sein will, auf Walter
Buser, den damaligen Vizebundeskanz-
ler, aber auch auf zwei anonyme, vonein-
ander unabhängigeQuellen.WederKad-
doumi noch Buser wurden bisher von
Journalisten oder Historikern befragt.

Tiefe Aktengläubigkeit

Die Debatte um die Beweislage von
Gyrs Thesen erinnert ein wenig an ge-
schichtswissenschaftliche Grabenkämp-
fe im Kalten Krieg. Der grosse Basler
Historiker Edgar Bonjour urteilte einst
über das journalistisch grundierte, aber
methodisch originelle Buch «Die Er-
schiessung des Landesverräters Ernst
S.» von Niklaus Meienberg, mündlichen
Quellen könne man weniger vertrauen
als schriftlichen, Dokumente seien in
jedem Fall vertrauenswürdiger als Inter-
views, die man mit Personen der Zeit-
geschichte führe.

Diese klassische Deutung ist in der
«Zunft» bis heute vorherrschend geblie-
ben: Mit schriftlichen Quellen kann ver-
meintlich nicht geschummelt werden,
Papier vergilbt zwar, behält aber seinen
Inhalt. Gedächtnisse dagegen geraten

über die Jahre ins Wanken, rekombinie-
ren Vergangenes stets neu. Doch auch
Meienbergs Entgegnung hat Bestand:
«Was man schwarz auf weiss besitzt,
kann man getrost nach Hause tragen –
aber man besitzt halt nicht mehr alles»,
ätzte er. Archivbestände werden mit-
unter «gestrählt», auch wird nie alles
dokumentiert. Schriftliche Quellen sind
folglich nicht derWeisheit letzter Schluss.
Auch sie sind lückenhaft, manipulierbar
oder mit langen Sperrfristen versehen.

Alles nur erfunden?

Keine Berührungsängste mit Zeitzeu-
gen zeigte der «Tages-Anzeiger» – so-
fern diese Gyrs These widersprechen.
Mit Franz Blankart brachte die Zeitung
einen ehemaligen Diplomaten ins Spiel,
der in jungen Jahren für Bundesrat Gra-
ber gearbeitet hatte. Blankart holte zur
Fundamentalkritik aus: alles nur erfun-
den! Graber hätte den Bundesrat nie
hintergangen und sei im fraglichen Zeit-
raum Tag und Nacht in Bern gewesen.
Vor allem aber: «Es kann nicht sein, dass
es von etwas so Wichtigem nichts
Schriftliches gibt. Und selbst für den
Fall, dass nichts protokolliert worden
wäre: Ich hätte von so einem Abkom-
men gewusst.» In der Folge konter-
karierte der «Tages-Anzeiger» seine an-
fänglich wohlwollende Beurteilung von
Gyrs Buch.

Der Romandie-Korrespondent for-
derte von Gyr eine umfangreiche Stel-
lungnahme zu umstrittenen Punkten ein,
zitierte dann aber gerade einmal zwei
verstümmelte Sätze daraus. Sacha Zala
und Aviva Guttmann hingegen wurden
flächendeckend ins Blatt gerückt, ohne
dass diese mehr als Vermutungen gegen
Gyrs These hätten vorbringen können.
Die Agenda von Bundesrat Graber, die
Zala dem «Tages-Anzeiger» weiter-
gereicht hatte, demonstrierte lediglich
eine eigenwillige Einordnung histori-
schen Quellenmaterials. Zu guter Letzt
titelteArthurRutishauser, Chefredaktor
des «Tages-Anzeigers» und der ebenfalls
auffällig kritischen «Sonntagszeitung»:
«Ziegler weiss nichts vom Deal. Der an-
gebliche Vermittler des Geheimabkom-
mens mit der PLO rudert zurück.» Pein-
lich nur, dass Ziegler umgehend demen-
tierte und klagte, er sei missverständlich
zitiert worden.

Von einem«Zeitungskrieg», denAus-
senstehende ausmachen wollen, kann
denn auch nicht die Rede sein, es geht

vielmehr darum, dass sich die beiden
Tamedia-Produkte um journalistische
Sorgfaltspflichten foutierten.

Gefährliches Spiel

Neue Erkenntnisse haben die Debatten
rund um die «Schweizer Terrorjahre»
bisher also nicht gebracht. Einige Histo-
riker rümpfen die Nase, weil das Buch
nicht den Konventionen einer wissen-
schaftlichen Qualifikationsarbeit ent-
spricht, sondern für ein breites Publi-
kum geschrieben ist. Medienhäuser zer-
zausen naturgemäss lieber Recherchen
der Konkurrenz, als sie nachzubeten.
Wenig erfreulich ist zudem, dass die bis
jetzt wenig substanziellen Argumente
gegen Gyrs These dazu führen könnten,
dass der politische Druck abnimmt, die
brisanten Vorgänge aus den 1970er Jah-
ren genau zu durchleuchten.

Die vom Bundesrat mandatierte
interdepartementale Arbeitsgruppe hat
sich bereits konstituiert, gibt sich aber
sehr bedeckt. Anfragen werden nur
schriftlich entgegengenommen und in
Kürzestform beantwortet. Nicht einmal
die personelle Zusammensetzungwurde
bekanntgegeben, was aus Transparenz-
gründen geboten wäre. Die juristisch
oder historisch geschulten Vertreter aus
dem EDA, dem EJPD, dem VBS und
dem Bundesarchiv sollen nun zwei Fra-
gen nachgehen: Gibt es Beweise für
oder Hinweise auf ein Abkommen mit
der PLO? Was haben die Bundesbehör-
den unternommen, um nach dem Bom-
benanschlag auf das Swissair-Flugzeug
die Verantwortlichen zu ermitteln?

Relevante Dossiers würden von zwei
Vertretern aus unterschiedlichen Äm-
tern geprüft, lässt der Vorsitzende der
Arbeitsgruppe, EDA-Generalsekretär
Benno Bättig, ausrichten. Für klassifi-
zierte Dossiers würden Akteneinsichts-
gesuche gestellt. Ob auch die noch vor-
handenen Zeitzeugen befragt werden
und ob diese ihrer allfälligen Schweige-
pflicht enthoben werden – was unerläss-
lich wäre – ist noch nicht geklärt: «Die
Entscheidung darüber, ob – und falls ja,
welche – Gespräche geführt werden, ob-
liegt der Arbeitsgruppe.» Ein erster Be-
richt ist auf Ende April angekündigt.

Ob es amSchluss viel Lärm umnichts
war, wie die Kritiker schon jetzt zu wis-
sen meinen, wird sich weisen. Aber die
Aufarbeitung muss akribisch und lü-
ckenlos erfolgen. Der unheimliche Ver-
dacht darf nicht weiterbestehen.

Schwierige Suche nach einem eindeutigen schriftlichen Beweis: Blick in das Bundesarchiv in Bern. MARCEL BIERI / KEYSTONE
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